
Hinweise:

1. Zum B-Plan Nr. 88 "Nettelkuhl" (Gewerbegebiet) gehört für die Belange der

Grünflächengestaltung ein Grünordnungsplan (GOP).

2. Die als Ausgleichsmaßnahme aus dem B-Plan Nr. 82 "Steep" nachrichtlich über-

  nommene Fläche ist als extensive Mähwiese landschaftsgerecht für bodenbrütende

  Vogelarten zu gestalten. Auf geeignete Teilflächen sind Initialgehölze zu pflanzen.

  Eine vollständige Verbuschung ist zu verhindern. Die Fläche ist alle 3 bis 5 Jahre

  1x zu mähen (jeweils nach dem 15. August).

Die als Ausgleichsfläche für verschiedene geplante Vorhaben (Kurhotel Augustabad,

Schießsportanlage Burgholz u.a.) vorgesehene Fläche wird als "Wald" gemäß § 9 Abs. 1

Nr. 18 b BauGB festgesetzt.

3. Die Durchführung der Maßnahmen und der Pflege auf den Flächen zum Schutz, zur

  Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft M 1 und M 2 übernimmt

  die Stadt auf Kosten des Gewerbegrundstücks zeitgleich mit der Realisierung des

  Bauvorhabens. Die Flächen zum Auffangen des Regenwassers werden als Aus-

  gleichsfläche zur dauerhaften und ordnungsgemäßen Pflege dem Vorhabens-

  träger als Eigentum übertragen.

4. Das Plangebiet liegt innerhalb des Bauschutzbereichs des Flugplatzes Trollenhagen.

  Aus Gründen der militärischen Flugsicherung/Flugsicherheit darf die Bauhöhe der ge-

planten Bauvorhaben 70 m über HN nicht überschreiten.

5. Längenmaße und Höhenangaben in Meter, Höhenangaben des Bebauungsplans

  sind auf HN bezogen.

  Stand Topografie: September 1999 - Mai 2002

  Stand Kataster :    Juli 2003

Planzeichenerklärung

1. Art der baulichen Nutzung                                 § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

                               Gewerbegebiet   § 8 BauNVO

       GE  eingeschränktes Gewerbegebiet  § 8  i. V.m. § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung                               § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

      0,8                   Grundflächenzahl (GRZ)  § 16 Abs. 2 BauNVO

      GH 10              Gebäudehöhe über Bezugspunkt als Höchstmaß

  Bezugspunkt: Kanaldeckel Str. "Am Eschenhof/Am Kamp"

3. Baugrenzen                                                         § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

                              Baugrenze  § 23 Abs.1 BauNVO

4.  Verkehrsflächen                                                 § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

  Straßenverkehrsflächen

  Straßenbegrenzungslinie

 Öffentliche Parkflächen

 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen

 Einfahrtbereich

 Sichtdreieck

Text-Teil B

1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1      Art und Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

1.1.1   Als Art der baulichen Nutzung wird "Gewerbegebiet" (GE) festgesetzt

           (§ 8 BauNVO).

1.1.2  Im eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE) und im Gewerbegebiet (GE), sind

          ausgeschlossen:

 - nicht produzierende Gewerbebetriebe

           - Schank - und Speisewirtschaften

           - Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke

           - Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen

             Gewerbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden

             (§ 1 Abs. 9 BauNVO).

             Ausnahmsweise können nur solche Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden, die

             in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks-

             oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen und nicht mehr als 200 m²

  Verkaufs- und Ausstellungsfläche haben (§ 1 Abs. 5 BauNVO).

1.1.3 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind im Gewerbegebiet Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Nr. 2

und 3 BauNVO ausgeschlossen.

1.1.4  Zur Minderung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes sind die höheren Ge-

bäude entlang der Straße "Am Eschenhof" anzuordnen (§ 16 Abs. 3 BauNVO).

1.1.5 Unter Beachtung der Höhenunterschiede des Gewerbegrundstücks darf die zulässige

Gebäudehöhe 10 m  bezogen auf OK Gelände im östlichen Bereich nicht überschritten

werden (§ 16 Abs. 3 BauNVO).

1.1.6 Eine Überschreitung der Gebäudehöhe bis zu 3 m ist für Gebäudeteile, die ausschließ-

lich der Unterbringung technischer Anlagen dienen, zulässig (§ 16 Abs. 6 BauNVO).
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SATZUNG  DER  STADT  NEUBRANDENBURG     BEBAUUNGSPLAN NR. 88 "Nettelkuhl" (Gewerbegebiet)
Verfahrensvermerke

1.       Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs.  3 und des

§ 3 Abs. 1 BauGB) der Stadtvertretung  vom  26. Juni 2003 . Die ortsübliche Bekanntmachung

des Aufstellungsbeschlusses ist gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 Bau GB i.V.m.§ 15 der Hauptsatzung

 durch Abdruck im Stadtanzeiger am 16. Juli 2003 erfolgt.

2.      Die für Raumordnung zuständige Stelle ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 3 Nr. 2 Raum-

ordnungsgesetz  (ROG) am 1. Juli 2003  beteiligt worden. In diesem Rahmen erfolgte gleich-

 zeitig die Anzeige gemäß § 17 Abs. 1 Landesplanungsgesetz (LPlG).

3.      Die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist vom 1. Dezember 2003 bis

12. Januar 2004 durchgeführt worden.

4.       Die Abstimmung über die Bebauungspläne mit den benachbarten Gemeinden ist gemäß § 2

 Abs. 2 BauGB am 1. Dezember 2003  erfolgt.

5.       Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit

Schreiben vom 1. Dezember 2003  zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

6.       Die Stadtvertretung hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB am 29. September 2005 den Entwurf des

 Bebauungsplans mit der Begründung beschlossen und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

7.       Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text

 (Teil B) sowie der Begründung, haben in der Zeit vom  27. Oktober 2005  bis zum

27. November 2005  während der Dienstzeiten in der Stadtverwaltung  Neubrandenburg,

Friedrich-Engels-Ring 53, FB Stadtplanung und Umwelt, Abt. Bauleitplanung, gemäß § 3 Abs. 2

 S. 1 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist gemäß § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB

mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich

 oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am 19. Oktober 2005 im Stadtanzeiger

 ortsüblich bekanntgemacht worden.

8. Der katastermäßige Bestand wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen

Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die ALK

Digitalisierung des analogen Bestandes entstanden ist. Regressansprüche können nicht abgeleitet

 werden.

                                                                                                                                     gez. i.A. Köhn

Neubrandenburg,    02.02.2006 Leiter des Katasteramtes

9.      Die durch die Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 3 Abs. 2 S. 3 BauGB am

19. Oktober 2005  von der öffentlichen Auslegung unterrichtet worden.

10.    Die Stadtvertretung hat die gemäß § 3 Abs. 2 S. 4 i. V. m. § 4 Abs. 3 S. 1 und § 1 Abs. 6 BauGB

vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und Träger öffentlicher Belange am

20. April 2006  geprüft. Das Ergebnis ist gemäß § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB mitgeteilt worden.

11.    Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde gemäß

 § 10 Abs. 1 BauGB am 20. April 2006  von der Stadtvertretung als Satzung beschlossen. Die Begrün-

dung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Stadtvertretung vom  20. April 2006  gebilligt.

12.   Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),

wird hiermit gemäß § 5 Abs. 4 S. 1 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern (KV M-V) ausgefertigt.

                                                                                                                                 gez. Dr. Paul Krüger

         Neubrandenburg,  24. April 2006                                                   Der  Oberbürgermeister

13.   Der Satzungsbeschluss sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von

jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist gemäß § 10 Abs. 3

S. 1 und 4 BauGB i.V.m. § 15 der Hauptsatzung am 17. Mai 2006 im Stadtanzeiger ortsüblich

bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Ver-

fahrens-und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 214 f.

BauGB) und weiter auf  Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf

die Bestimmung des § 5 Abs. 5 KV M-V hingewiesen worden. Die Satzung ist gemäß § 10 Abs 3 S. 4

BauGB mit Ablauf des 17. Mai 2006 in Kraft getreten.

Geltungsbereichsgrenzen:

im Norden

im Osten

im Süden

im Westen

Planungsgebiet : ca. 39.5 ha

:   südlicher Außenzaun des Kleingartenvereins "Eschenhof", Stadtkreisgrenze

:    östlicher Außenzaun der Kleingartenvereine "Trockener Weg IV", "Eschenhof" und

     "Am Chausseehaus",

:    nördliche Begrenzung der Zufahrtsstraßenfahrbahn Straße  "Am  Eschenhof"

:   westliche Flurstücksgrenze der Flurstücke 135/4, 135/13, 135/14, 130/9 und 130/10

 9. Sonstige Planzeichen

Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

                               § 9 Abs. 7 BauGB

                               Flurstücksgrenzen mit -nummer

                               vorhandener Höhenpunkt auf HN bezogen

                               Mit Geh,- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche

 Abgrenzung des Maßes der Nutzung: hier Gebäudehöhe

s. Festsetzung Nr. 1.1.5 

                               unterirdische Leitungen

oberirdische Leitungen

Abwasserpumpwerk

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen

zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes   § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i. V. m § 9

Abs. 1 Nr. 2  BauNVO

     s. Festsetzungen Nr. 1.4.1 - 1.4.3

BF 1 Baufeld mit Nummer  s. Festsetzung Nr. 1.4.1

10. Nachrichtliche Übernahme                                § 9 Abs. 6 BauGB

                              Bodendenkmal

Naturdenkmal nach § 25 Landesnaturschutzgesetz Mecklenburg-

    Vorpommern

Umgrenzung von Schutzgebieten und -objekten im Sinne des Natur-

schutzrechts      (§ 9 Abs. 6 BauGB)

5. Grünflächen                                                        § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

                              öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung s. Einschrieb

6. Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser § 9 Abs. 1

Nr. 14 BauGB

          Regenwasserauffangmulde

7. Flächen für Landwirtschaft und Wald               § 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB

                              Fläche für Landwirtschaft

                              Flächen für Wald

8. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum

    Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft § 9 Abs. 1

                                                                                                  Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB

                              Umgrenzung von Flächen M 1 und M 2 für Maßnahmen zum Schutz, zur

                              Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft,

                              Zweckbestimmung s. Einschrieb

                              Umgrenzung von bereits vorhandenen bzw. festgesetzten Flächen für Maß-

                              nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

                              Landschaft, Zweckbestimmung s. Einschrieb

                              Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

                              sonstigen Bepflanzungen    § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und Abs. 6 BauGB

  Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und

                              sonstigen Bepflanzungen    § 9 Abs. 1 Nr. 25 b und Abs. 6

zu erhaltender Baum

1.2     Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

          Boden, Natur und  Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

1.2.1    Auf dem Gewerbegrundstück ist ein vollständiger Erdmassenausgleich zu erbringen.

           Böschungen sind innerhalb des Gewerbegrundstücks einzuordnen.

1.2.2    Das auf dem Gewerbegrundstück anfallende Regenwasser der Dach-, Hof- und

           Grünflächen ist weitestgehend auf dem Gewerbegrundstück zu verwenden. Über-

           schüssiges Regenwasser ist in naturnah zu gestaltenden Mulden auf der nördlich

           angrenzenden Fläche für Ausgleichsmaßnahmen aufzufangen.

           Bauliche Eingriffe auf der Ausgleichsfläche M1sind bis auf schonende Gelände-

 modellierungen, die für das vollständige Auffangen des Regenwassers notwendig

 sind, zu vermeiden. Die Auffangmulden sind als Feuchtbiotop und Laichgewässer

 für Amphibien herzustellen und anschließend natürlichen Sukzessionsabläufen zu

 überlassen. Ggf. erforderliche Unterhaltungsarbeiten sind der unteren Naturschutz-

 behörde anzuzeigen und mit dieser abzustimmen.

1.2.3    Auf der Fläche für Ausgleichsmaßnahmen M 1 sind an der Grenze zum Gewerbege-

           biet heimische Gehölze zu pflanzen. Neben leicht anwachsenden Pionierholzarten sind

  großwachsende Bäume zu verwenden (Pflanzliste s. Anhang Begründung).

1.2.4    Die Fläche für Ausgleichsmaßnahmen M 1 ist als extensives Grünland landschafts-

           gerecht für bodenbrütende Vogelarten zu entwickeln und zu erhalten. Die Fläche ist

 im Wechsel alle 3-5 Jahre 1x nach dem 15. August  zu mähen, ggf. zu entkusseln.

  Alternativ kann die derzeitige Pflege der Fläche als extensiv gepflegte Stilllegungs-

 fläche mit Ausnahme des Futtermittelanbaus beibehalten werden.

1.2.5    Auf der Fläche M 2 sind die Standorte bedrohter Pflanzen zu erhalten und durch ge-

           zielte Artenschutzmaßnahmen, insbesondere der Eindämmung der Wurzelkonkur-

           renz durch Gräser zu entwickeln. Die Beibehaltung der derzeitigen Pflege als Stillle-

 gungsfläche, d.h. periodische Bodenbearbeitung, ist mit Ausnahme des Futtermittel-

 anbaus möglich.

1.2.6    Die Ausgleichsmaßnahmen auf den Flächen M1 und M2 werden gemäß

 § 9 Abs. 1a BauGB dem Gewerbegrundstück zugeordnet.

1.3      Flächen für Geh -, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

1.3.1   Das festgesetzte Geh -, Fahr - und Leitungsrecht umfasst die Befugnis der Stadt

           Neubrandenburg und der in der Stadt ansässigen Ver - und Entsorgungsunternehmen,

           die im Plan dargestellten und weitere unterirdische Leitungen zu verlegen und zu

           unterhalten.

1.4 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

                           (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

 1.4.1  Für die im Bebauungsplan als Gewerbeflächen ausgewiesenen Baugebiete (GE) sind

nach § 1 Abs. 4 BauNVO immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel

(IFSP) pro Quadratmeter in dB(A) gemäß folgender Tabelle als Höchstwerte festgesetzt:

 Gewerbegebiet Nutzung laut B-Plan        IFSP

Tag Nacht

dB(A)/m² dB(A)/m²

 Baufeld 1 GE E    60  Keine Ein-

 Baufeld 2 GE   65 schränkungen

1.4.2 Auf den o. g. Flächen dürfen nur solche Anlagen errichtet und betrieben werden, die den

angegebenen IFSP in dB(A)/m² (Lw ") auf der jeweiligen Fläche nicht überschreiten bzw.

am Immissionsort den anlagenbezogenen Teilbeurteilungspegel einhalten. Die Teilbeur-

teilungspegel sind dem Gutachten vom November 2004 zu entnehmen.

1.4.3 Für gewerbliche Ansiedlungen oder Änderungen im Rahmen eines Genehmigungsver-

fahrens (immissionsschutzrechtlich und bauordnungsrechtlich) ist ein schalltechnischer

Nachweis nach TA Lärm zur Einhaltung des Teilbeurteilungspegels an den maßgeben-

den Immissionsorten oder aber der Nachweis zur Einhaltung des entsprechenden IFSP

zu erbringen.

1.5      Umgrenzung von Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sons-

           tigen Bepflanzungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

           Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB

1.5.1   Mindestens 10% der als Gewerbegebiet ausgewiesenen Fläche sind zu begrünen.

 Je 500 m² Lagerfläche ist ein Baum zu pflanzen. PKW - Stellflächen auf dem Grundstück

  sind so zu gliedern, dass auf 5 Stellplätze ein Baum entfällt (Pflanzliste s. Anhang

 Begründung).
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Fläche für Erstaufforstung (Planung)

vorhabenbezogener B-Plan Nr. 31

"Augustabad"

Flächen für die Landwirtschaft -

extensives Grünland

Fläche für spezielle

Artenschutzmaßnahmen (M 2)

Ausgleichsmaßnahme Bodendeponie -

vorhandene Aufforstungsfläche

1.5.2   Geschlossene Wandflächen an der Nord- und Ostseite der Gebäude über 100 m²

 sind mit Vertikalbegrünung mittels Fassadenrankgittern zu versehen.

           (Pflanzliste s. Anhang  Begründung)

1.5.3   Entlang der nördlichen und östlichen Grundstücksgrenze ist innerhalb der Grundstücks-

           grenzen die Anpflanzung einer freiwachsenden Hecke mit standortgerechten Laubge-

           hölzen vorzunehmen, ständig zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Auf 10 lfd. m ist ein

           Baum zu pflanzen. Diese Pflanzung kann auch gruppenweise erfolgen (Pflanzliste s.

 Anhang Begründung). Die Breite des Pflanzstreifens soll mindestens 1,5 m betragen.

1.5.4   Die Flächenbefestigung ist auf das funktionell notwendige Maß zu beschränken, z.B.

           ist für PKW - Stellflächen eine durchlässige Oberflächenbefestigung (u.a. Rasengitter,

           Rasenfugen) vorzusehen.

1.5.5   Die Begrünung auf dem Gewerbegrundstück soll zeitgleich mit Realisierung des

           Bauvorhabens durch den Vorhabensträger durchgeführt werden.

1.6      Festsetzungen auf Landesrecht beruhender Regelungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB

 i.V.m. § 13 Abs. 4 S. 3 LNatG M-V

 Die im Grünordnungsplan enthaltene nähere Beschreibung der Pflege- und Entwicklungs-

  maßnahmen sowie der Ergänzung spezieller Artenschutzmaßnahmen ist Bestandteil der

  Festsetzungen des Bebauungsplans.

2.        Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86

           Abs. 4 und § 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung M-V (LBauO M-V)

2.1      Werbeanlagen mit wechselndem  und bewegtem Licht sowie Lichtwerbung in grellen Farb-

tönen  sind unzulässig.

Ausgleichsmaßnahme aus B - Plan Nr. 82 "Steep"

s. Hinweise

Fläche für Ausgleichsmaßnahmen -

extensives Grünland (M 1)

gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO)
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-    Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.04 (BGBl. I S.2414),

      zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.06.05 (BGBl I S. 1818)

-    Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.90 (BGBl. I S. 132),

      zuletzt geändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.93

(BGBl. I S. 466)

-    Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenver-

     ordnung) i. d. F. vom 18.12.90 (BGBl. 1991 Teil I  S. 58)

-    Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom

     06.05.98 (GVOBl. M-V S.468, 612), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.03 (GVOBl. M-V S. 690)

-    Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landes-

     planungsgesetz LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 20.05.98 (GS M-V Gl. Nr. 230-1; GVOBI. M-V

     S. 503)

-    Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom

     13. 01.98 (GVOBl. M-V S. 29 ber. 890), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.02.04  (GVOBl. M-V S. 61),

     in Kraft am 04.03.04

-    Hauptsatzung der Stadt Neubrandenburg vom 08.08.02  i. d. F. der Bekanntmachung vom  21.08.02,

     (Stadtanzeiger Nr. 11, 11. Jahrgang), zuletzt geändert durch Beschluss der Stadtvertretung vom 03.03.05,

      in Kraft am 24.03.05 (Stadtanzeiger Nr. 3, 14. Jahrgang)

-    Bundeskleingartengesetz (BKleingG) vom 28.02.83 (BGBI. I S. 210), zuletzt geändert durch das Gesetz

     vom 18.08.97 (BGBI. I S. 2081)

Rechtsgrundlagen:

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuchs i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.04 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.06.05 (BGBl. I S. 1818) sowie des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern i. d. F. der Bekanntmachung vom 06.05.98 (GVOBl. M-V S. 468, 612), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.03 (GVOBl. M-V S. 690) wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom  20. April 2006  folgende Satzung über den  Bebauungsplan Nr. 88 "Nettelkuhl" (Gewerbegebiet), bestehend aus der Planzeichnung-Teil A und dem Text-Teil B,  erlassen:
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